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Verbraucher zahlen für Energie-Kompromiss

Der Bund gibt nach. Die Ökostromhilfen werden nicht so stark gedeckelt wie geplant. Teurer wird es für Stromkunden und Bahnfahrer.

rike./enn. BERLIN, 2. April. Wenn Politiker einen Kompromiss schließen, haben sie ein oberstes Ziel: keine eindeutigen Verlierer zurückzulassen. Am Kompromiss zur Ökostromförderung, den Bund und Länder am Dienstagabend geschmiedet haben, zeigt sich aber, dass es eine Welt voller Gewinner nicht gibt. Mit den Änderungen am Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) kommt der Bund einigen Extrawünschen der Länder entgegen. Der Stromverbraucher hingegen verliert.

Nach Angaben von Bundeswirtschaftsminister Sigmar Gabriel (SPD) führt die Einigung dazu, dass die Ökostrom-Umlage im Jahr 2020 um 0,2 Cent höher ausfällt als ohne die Zugeständnisse. Derzeit beträgt die Umlage 6,24 Cent je Kilowattstunde. Für dieses Jahr geht der Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft davon aus, dass bei einem Stromverbrauch von knapp 378 Terawattstunden insgesamt 23,6 Milliarden Euro Ökostrom-Umlage fällig werden. Läge sie heute schon um jene 0,2 Cent höher, die der Kompromiss mit den Ländern kosten wird, müssten die Stromkunden 756 Millionen Euro mehr zahlen. Für einen Haushalt, der im Jahr 3500 Kilowattstunden verbraucht, stiegen die EEG-Kosten von 218,40 Euro um nochmals 7 Euro.

Die Umlage zahlen die Privathaushalte und Unternehmen über ihre Stromrechnung. Sie fließt an die Ökostromproduzenten. Der Börsenstrompreis liegt deutlich unter der Einspeisevergütung, die ihnen der Staat für Ökostrom versprochen hat – für 20 Jahre. Während aber der Bürger der Umlage nicht entgehen kann, sind rund 2400 Betriebe und Betriebsstätten sowie eine wachsende Zahl von Groß- und Kleinverbrauchern, die Strom selbst erzeugen, zumindest teilweise davon befreit. 5 Milliarden Euro im Jahr machen diese Rabatte ungefähr aus. Die EU-Kommission pocht auf weniger Ausnahmen. „Hunderte Unternehmen werden aus der bisherigen Regelung herausfallen“, sagte Gabriels Energiestaatssekretär Rainer Baake (Grüne) am Mittwoch. Doch auch nach einer Reform der Ausnahmen werden zahlreiche Branchen befreit sein. 

Die Verbraucher dagegen müssen nicht nur über ihre Stromrechnung den EEG-Kompromiss finanzieren, sondern auch an anderer Stelle – als Bahnkunden. Bei den Bahnen will die Regierung nämlich Rabatte reduzieren. Bisher sind Fahrstrom-Mengen oberhalb von 10 Gigawattstunden im Jahr von der Ökostrom-Umlage weitgehend befreit. Nach dem neuen EEG-Entwurf sollen die Bahnen statt 10 künftig 20 Prozent der Umlage zahlen; die ursprünglich geplante schrittweise Erhöhung auf 30 Prozent bis 2018 ist aber offenbar vom Tisch. Auch wenn die Schwelle für den Rabatt auf 3 Gigawattstunden sinkt, werden die Bahnen im Saldo mehr belastet. Derzeit kostet sie die EEG-Umlage 149 Millionen Euro; mehr als zwei Drittel davon entfallen auf die Deutsche Bahn. Die Mehrbelastung in Millionenhöhe werden die Verkehrsunternehmen auf die Fahrpreise umlegen. In der Branche wird im Schnitt mit einer Preiserhöhung um mehrere Prozent gerechnet. 

Die Chefin der Berliner Verkehrsbetriebe (BVG), Sigrid Nikutta, rechnet vor: „Wenn unsere EEG-Umlage von heute 7,7 Millionen Euro bis 2018 um mehr als 5 Millionen Euro steigt, muss der Einzelfahrschein künftig 2,80 statt 2,60 Euro kosten.“ Der Verkehrsverband VDV, die Bahngewerkschaft EVG, der Verband Allianz pro Schiene und Verbraucherschützer appellierten an die Regierung, die Bahnen nicht zusätzlich zu belasten. Es sei widersprüchlich, Elektromobilität auf der Straße zu fördern und sie auf der Schiene zu bestrafen. Besonders dramatisch könnte sich die höhere Umlage auf die Güterbahnen auswirken, die nur geringe Umsatzrenditen erwirtschaften. Hier seien Insolvenzen und die Verlagerung des Verkehrs auf die Straße zu befürchten.

Die SPD-nahe Friedrich-Ebert-Stiftung empfiehlt in einer noch unveröffentlichten Studie eine verbraucherfreundlichere Ökostromförderung. So solle die Förderhöhe im Wettbewerb ermittelt werden, etwa in einer Auktion. Zudem sollten Ökostromproduzenten eine Förderung nur noch für eine bestimmte Energiemenge erhalten, nicht mehr über einen festen Zeitraum. Die Zahl der von der EEG-Umlage ausgenommenen Firmen müsse deutlich reduziert werden, und die Befreiung für Eigenstromerzeuger entfallen. 

Am nächsten Mittwoch soll das Kabinett den neuen EEG-Entwurf beschließen. Die größte Veränderung gegenüber Gabriels ursprünglichem Plan haben die Länder bei der Windkraft an Land durchgesetzt. So wird der Austausch alter Windräder durch neue, leistungsstärkere nicht angerechnet werden auf die Obergrenze von höchstens 2500 Megawatt, mit der Gabriel den weiteren Ausbau deckeln will. Die Nordländer, angeführt von Schleswig-Holsteins Ministerpräsident Torsten Albig (SPD), hatten dieses „Nettoprinzip“ vehement gefordert. Warum, zeigt der Blick auf 2013: Da wurden Windkraftanlagen mit 2998 Megawatt Leistung errichtet – also mehr, als Gabriels Deckel erlaubt hätte. Rechnet man die aufgerüsteten Anlagen aber heraus, bleibt nur ein Zubau von 2232 Megawatt. Ebenfalls im Sinne der Küstenländer ist die Änderung für Windräder auf hoher See: 6500 Megawatt sollen bis 2020 neu installiert werden, genehmigt werden nun aber sicherheitshalber bis zu 7700 Megawatt – weil immer wieder einzelne der Milliardenprojekte scheitern. Zudem wird die Einspeisevergütung für Offshore-Strom im Zeitverlauf weniger stark gesenkt als geplant, von 19 auf 18 statt 17 Cent.

Auch schlechtere Windstandorte kommen nicht zu kurz. Das „Referenzertragsmodell“ wird so geändert, dass sich der Bau neuer Windräder auch dort weiterhin lohnt. Bedient werden damit Länder wie Rheinland-Pfalz, Hessen oder Baden-Württemberg. Bayern wiederum hat ein kleines Zuckerl bei der Biomasse durchgesetzt. Die bei bayerischen Bauern beliebten Biogasanlagen dürfen zwar nur noch um 100 Megawatt jährlich zugebaut werden. Aber auch hier soll die Erweiterung bestehender Anlagen nicht mitzählen. Zusammen mit einer weiteren Entschärfung machen die Biogas-Zugeständnisse die Hälfte der Kompromisskosten aus.

Nordrhein-Westfalen kann als Siegprämie nach Hause tragen, dass Unternehmen, die ihren Strom selbst produzieren, weiter von der EEG-Umlage ausgenommen bleiben – das gilt zumindest für schon bestehende Anlagen. Neue Anlagen stromintensiver Unternehmen werden mit 20 Prozent der Umlage belastet; bei allen anderen richtet sich der Prozentsatz danach, ob es sich um eine konventionelle oder eine Ökostromanlage handelt. 

Hart geblieben ist Gabriel in der Frage, ab wann denn das neue EEG gelten soll. Es bleibt dabei, dass dies für alle nach dem 22. Januar 2014 genehmigten Anlagen der Fall ist. Die Länder pochen weiterhin auf eine Verlegung des Stichtags ans Jahresende. Das aber könnte zu einer Zubau-Rally führen.
